Streitige Fälle des Rechts zum Besitz i.S.v. §986 BGB
aa) Anwartschaftsrecht. 

Ob das Anwartschaftsrecht ein dingliches Recht zum Besitz gewährt, ist sehr umstritten. Die Frage erlangt Bedeutung, wenn ein Dritter von einem Nichtberechtigten gutgläubig ein Anwartschaftsrecht an einer Sache erworben hat, denn beim Erwerb der Anwartschaft unmittelbar vom Eigentümer folgt schon aus dem Kausalgeschäft ein obligatorisches Besitzrecht.

13Nach zutreffender Auffassung (BGHZ 10, 69, 71 = NJW 1953, 1099; (implizit auch) BGHZ 34, 191, 197 = NJW 1961, 1011 (ausschließlich ein obligatorisches Recht zum Besitz aus dem Kaufvertrag erwähnend); Erman/Hefermehl , 10. Aufl., Rn. 3, 7; Gudian NJW 1967, 1786, 1789; Müller Rn. 435, 2438; MünchKommBGB/ Medicus Rn. 9; RGRK/ Pikart Rn. 9; Staudinger/Gursky Rn. 13; Stoll JuS 1967, 12, 15 ff.; Zeranski AcP 203 (2003), 693, 706 ff.; im einzelnen auch Eichenhofer AcP 185 (1985), 162, 187 f. und Serick I, S. 272 (dingliches Besitzrecht, das dem stärkeren Besitzrecht des Eigentümers weichen muss); aA Erman/Ebbing Rn. 37) begründet das Anwartschaftsrecht des Vorbehaltskäufers als solches kein dingliches Recht zum Besitz. Daher wirkt gegenüber einem Rechtsnachfolger des Vorbehaltsverkäufers lediglich das obligatorische Recht zum Besitz aus dem Kaufvertrag gem. Abs. 2. Überträgt der Anwartschaftsberechtigte zulässigerweise den Besitz an einen Zweiterwerber der Anwartschaft, ist diesem gegenüber die Vindikation gem. Abs. 1 S. 1 2. Alt. ausgeschlossen. War dem Vorbehaltskäufer die Weitergabe des Besitzes untersagt, sind die Voraussetzungen von Abs. 1 S. 1 Alt. 2 nicht erfüllt und der Anwartschaftszessionar hat keinerlei Recht zum Besitz. Dies folgt aus der Funktion des Anwartschaftsrechts, den Übergang des Eigentums beim Bedingungseintritt zu gewährleisten, wozu ein dingliches Besitzrecht nicht erforderlich sei (Georgiades, Die Eigentumsanwartschaft beim Vorbehaltskauf, 1963, S. 113 ff., 127). Es ließe sich nur aus dem Eigentum ableiten, das sich der Verkäufer vorbehalten hat und das zu schützen ist; auch der Finder hat eine rechtlich gesicherte Anwartschaft (§ 973 Abs. 1) auf den Eigentumserwerb, die ihm aber nicht eo ipso ein dingliches Besitzrecht gewährt (Stoll JuS 1967, 12, 15), arg. §§ 967, 975. Bei unmittelbar bevorstehendem Eigentumserwerb hilft man dem Anwartschaftserwerber über § 242 (Vgl. BGHZ 10, 69, 75 = NJW 1953, 1099; MünchKommBGB/ Medicus Rn. 9; vgl. auch § 985 Rn. 36 ).

14Nach der wohl überwiegenden Gegenansicht gibt das Anwartschaftsrecht dem Berechtigten ein dingliches Recht zum Besitz, das den Vindikationsanspruch auch beim Fehlen schuldrechtlicher Beziehungen zwischen dem Anwartschaftsberechtigten und dem Eigentümer der Sache ausschließt (OLG Karlsruhe NJW 1966, 885; Baur/Stürner § 59 Rn. 47 mN; Diederichsen S. 123 ff. mwN., 129 ff.; Forkel, Grundfragen der Lehre vom privaten Anwartschaftsrecht, 1962, S. 162; Jauernig § 929 Rn. 60; Kindl JA 1996, 23, 28 und § 929 Anh. Rn. 35; MünchKommBGB/ H. P. Westermann § 455 Rn. 54; Palandt/Bassenge § 929 Rn. 41; Raiser, Dingliche Anwartschaften, 1961, S. 75 ff.; Schreiber Jura 1992, 356, 358; Schwab/Prütting Rn. 398; Soergel/Mühl § 929 Rn. 68; Wieling I § 17 III 2a Fn. 69; Wilhelm Rn. 1234; M. Wolf Rn. 508). Zur Begründung verweist man auf den Stand der Lehre vom Anwartschaftsrecht im Übrigen, die durch eine weitgehende Gleichstellung mit dem Vollrecht geprägt sei. Insbes. die Möglichkeit des gutgläubigen Erwerbs mache nur dann Sinn, wenn der Erwerber dem Eigentümer gegenüber auf jeden Fall zum Besitz berechtigt ist.

15Auch die Auflassungsanwartschaft als solche begründet nach ganz hM kein dingliches Recht zum Besitz (OLG Celle NJW 1958, 870, 871; Erman/Lorenz § 925 Rn. 52; MünchKommBGB/ Kanzleiter § 925 Rn. 38; Staudinger/Gursky Rn. 11 f. mwN; aA J. Hager JuS 1991, 1, 7 f.; vgl. weiter § 925 Rn. 39 ).

bb) Zurückbehaltungsrechte. 

16Nach st. Rspr. begründet ein einredeweise geltend gemachtes Zurückbehaltungsrecht nach §§ 273, 1000 ein Recht zum Besitz (BGHZ 64, 122, 124 = NJW 1975, 1121; NJW 1995, 2627, 2628 mwN; zust. Müller Rn. 437; Roussos JuS 1987, 606, 609). Dennoch soll eine analoge Anwendung der §§ 987 ff. möglich sein, wenn das Rechtsverhältnis, aus dem sich die Besitzberechtigung ergibt, keine Regelungen über eine Nutzungsherausgabe etc. enthält (BGH NJW 1995, 2627, 2628 mwN). Diese überflüssige Analogie vermeidet die zutreffende hL (OLG Dresden DtZ 1994, 252; Baur/Stürner § 11 Rn. 4 Fn. 1; Erman/Ebing Rn. 18 f.; Köbl S. 110 ff.; Medicus JZ 1996, 153, 154; MünchKommBGB/ Medicus Rn. 17 mwN; Palandt/Bassenge Rn. 4; Seidel JZ 1993, 180, 181 (auch zu § 322); Staudinger/Gursky Rn. 28 mwN.; H. Roth JuS 2003, 937, 939 f), derzufolge die Zurückbehaltungsrechte nach §§ 273, 972, 1000 sowie §§ 369 f. HGB kein Recht iSv. Abs. 1 begründen, da sie neben der Befugnis zur Zurückbehaltung keine weiteren Rechte und Pflichten des Besitzers regeln und ihre Geltendmachung nicht zur Klageabweisung führt, sondern lediglich zur Verurteilung Zug um Zug (§ 274). Deshalb ist der Eigentümer für Nutzungsherausgabe und Schadensersatz auf die §§ 987 ff. angewiesen, die eine Vindikationslage, also unberechtigten Besitz, voraussetzen.
f) Kein Besitzrecht. 

17Kein Besitzrecht iSv. Abs. 1 begründen: Aufnahme von Gästen aus Gefälligkeit; ( Erman/Hefermehl , 10. Aufl., Rn. 4; Soergel/Mühl Rn. 4) Darlehen; Einlage iSv. § 706; früherer Besitz trotz Schutzes durch §§ 858 ff. wegen deren possessorischen Charakters; (MünchKommBGB/ Medicus Rn. 10; Staudinger/Gursky Rn. 10; aA RGRK/ Pikart Rn. 10) Gewährung einer Räumungsfrist nach § 721 ZPO; (BGH LM § 987 Nr. 10 = BB 1969, 108; LG Saarbrücken NJW 1965, 1966, 1967) Verwahrung nach § 700, da Eigentumsübergang eintritt; Vollstreckungsschutz nach § 765a ZPO (HM BGHZ 79, 232, 238 = NJW 1981, 865; aA Medicus AcP 165 (1965), 115, 120 ff).

